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Umsetzung der sog. Recht-auf-Reparatur-Richtlinie/ Mangelbegriff 27.02.2026 

 
 
(Anrede), 

 

im Rahmen der Verbändeanhörung zum Gesetzentwurf zur Umsetzung der 

sog. Recht-auf-Reparatur-Richtlinie hat der HDE eine Stellungnahme 

abgegeben. In dieser haben wir uns jedoch noch nicht zu der im 

Referentenentwurf vorgeschlagenen Erweiterung der Kriterien für die 

Mangelfreiheit in § 434 Abs. 3 S. 2 BGB um das Merkmal der Reparierbarkeit 

positioniert.  

 

Nach unserer Information wird zwischenzeitlich diskutiert, ob das Merkmal der 

Reparierbarkeit – wie im Referentenentwurf vorgeschlagen – für alle 

Kaufverträge gelten sollte oder auf Verbraucherverträge beschränkt sein 

sollte. Eine Beschränkung des Merkmals der Reparierbarkeit auf 

Verbraucherverträge lehnen wir ab. Daher möchten wir unsere Position 

insoweit ergänzen. 

 

Wir begrüßen ausdrücklich den Vorschlag des BMJV im Referentenentwurf, 

das Merkmal der Reparierbarkeit in § 434 Abs. 3 S. 2 BGB zu ergänzen und 

nicht auf Verbraucherverträge zu beschränken. Dadurch bleibt es bei einem 

einheitlichen kaufrechtlichen Mangelbegriff, der aus Sicht des Handels von 

großer Bedeutung ist. An der im Referentenentwurf vorgeschlagenen 

Regelung sollte daher festgehalten werden. 

 

Hierfür sprechen folgende Argumente: 

 

• In Bezug auf den Regressanspruch des Händlers nach § 445a Abs. 1 

BGB führen unterschiedliche Mängelbegriffe in der Praxis zu Risiken 

und Nachteilen für den Händler. Dabei ist zu berücksichtigen, dass der 

Regressanspruch des Händlers in den Lieferverträgen mit der Industrie 
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regelmäßig gegen die Gewährung von Rabatten oder pauschale 

Zahlungen abbedungen wird. Eine Erweiterung des Mangelbegriffs 

führt daher wegen der damit verbundenen Erhöhung der 

Aufwendungen des Händlers zu Anpassungsbedarf in den 

Lieferbeziehungen. Gerade kleinere Einzelhändler werden 

Schwierigkeiten haben, gegenüber marktstarken Unternehmen der 

Markenartikelindustrie adäquate Änderungen der Lieferverträge 

durchzusetzen. Dies gilt erst recht, wenn sich der Lieferant darauf 

berufen kann, dass der erweiterte Mangelbegriff im B2B-Verhältnis 

nicht gilt, so dass er in der Lieferbeziehung mangelfreie Produkte 

geliefert hat. Keinesfalls darf der Händler aber auf den Kosten der 

Erfüllung von Gewährleistungsansprüchen „sitzenbleiben“, weil sich 

der Lieferant im B2B-Verhältnis auf einen anderen Mangelbegriff beruft 

und daher eine angemessene Anpassung der Lieferverträge 

verweigert. 

 

• Um den Regressanspruch des Verkäufers in anderen Fällen 

sicherzustellen, sollte die Rechtslage nicht durch unterschiedliche 

Mangelbegriffe weiter verkompliziert werden. Das 

Kaufgewährleistungsrecht ist in den letzten Jahren zunehmend 

komplex geworden. Rechtsunsicherheiten in Bezug auf den 

Mangelbegriff würden möglicherweise die schnelle und unkomplizierte 

Abwicklung des Regressanspruchs beeinträchtigen. Dabei ist auch die 

Verjährung des Regressanspruchs zu berücksichtigen. Gerade wenn 

ein Verbraucher einen Mangel erst zum Ende der Gewährleistungsfrist 

geltend macht und der Verkäufer den Regressanspruch nur aufgrund 

der zweimonatigen Ablaufhemmung geltend machen kann, ist eine 

eindeutige und unkomplizierte Rechtslage wichtig. 

 

• Nicht zuletzt ist ein einheitlicher Mangelbegriff auch im Hinblick auf die 

noch nicht verkauften, aber bereits an den Verkäufer gelieferten Waren 

erforderlich. Denn für die unverkaufte Lagerware hat der Verkäufer 

keine Regressansprüche, weil er insoweit keine Aufwendungen zur 

Erfüllung von Mangelansprüchen eines Verbrauchers hatte. Wenn ein 

Produkt aufgrund fehlender Reparierbarkeit mangelhaft ist, ist dies 

jedoch in aller Regel kein Einzelfall, sondern betrifft alle Stücke des 

gleichen Produkts. Bei unterschiedlichen Mangelbegriffen wären die 

Produkte aufgrund der fehlenden Reparierbarkeit an Verbraucher nicht 

mehr zu verkaufen. Der Lieferant könnte sich aber auf die 

Mangelfreiheit der Produkte im B2B-Verhältnis berufen und der 

Verkäufer bliebe auf den mangelhaften Produkten sitzen. 

 



 

 3 | 3 

• Schließlich besteht im B2B-Verhältnis die Möglichkeit, gesetzliche 

Vorgaben auch beim Mangelbegriff vertraglich abzubedingen. Wenn 

bestimmte Merkmale nicht gelten sollen, wäre dies als Ergebnis von 

Verhandlungen zwischen Unternehmern zu vereinbaren. Dieser Weg 

ist gegenüber einer gesetzlichen Regelung unterschiedlicher 

Mangelbegriffe vorzugswürdig, weil dadurch eine gesetzliche 

Schlechterstellung des Einzelhändlers gegenüber seinen Lieferanten 

vermieden wird. 

 

Wir wären Ihnen sehr dankbar, wenn Sie unsere Position in den weiteren 

Beratungen berücksichtigen würden. Für einen Austausch im persönlichen 

Gespräch stehen wir gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

(Namen/Unterschriften) 


